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Was ist die VBL? 
Die Versorgungsanstalt des Bundes und der Län-
der (VBL) wurde 1929 als „Zusatzversorgungsan-
stalt des Reichs und der Länder (ZRL)“ gegrün-
det. Sie organisiert die Zusatzversorgung (Be-
triebsrente) im öffentlichen Dienst für alle Tarif-
beschäftigten von Bund, Bundesländern, einigen 
Gemeinden (u. a. aus Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein) und anderen Arbeitgebern (u. a. 
Stiftungsuniversitäten, Forschungsinstitute, Sozi-
alversicherungsträger). Daneben gibt es über 20 
kommunale und kirchliche Zusatzversorgungs-
kassen (ZVK). 
 
Im Tarifgebiet Ost wurde die Zusatzversorgung 
erst 1997 eingeführt. In der VBL wurde ein sepa-
rater „Abrechnungsverband Ost“ eingerichtet, 
die Kommunen gründeten je Bundesland eine 
ZVK. Für die Jahre davor bekommen die Beschäf-
tigten gar keine Zusatzrente, was insbesondere 
lebensältere Kolleginnen und Kollegen im Alter 
deutlich spüren. 
 
Was bringt die VBL? 
Die Leistungen der Zusatzversorgung sind ein-
heitlich in zwei Tarifverträgen festgeschrieben: 
dem Altersvorsorge-Tarifvertrag (ATV) und dem 
nahezu wortgleichen kommunalen ATV-K. Seit 
2001 das sog. „Punktemodell“ eingeführt wurde, 
kann sich jede/jeder Beschäftigte leicht ausrech-
nen, wie viel Betriebsrente sie/er sich schon er-
arbeitet hat. Die VBL teilt einem das auch jähr-
lich in einem „Kontoauszug“ mit. Die Punktegut-
schrift für ein Jahr Arbeit ist abhängig vom Ent-
gelt und dem Alter. Letzteres hat nichts mit Al-
tersdiskriminierung zu tun, sondern damit, dass 
in den Punktwert eine Verzinsung eingerechnet 
wird. Der Zinseszinseffekt wirkt umso stärker, je 
länger es noch bis zur Rente dauert – und das ist 
nun mal eine Frage des Alters.  
 
 
 

 

 
 
Die VBL bietet noch mehr: Jeder bekommt den 
gleichen hohen Schutz bei Erwerbsminderung  
oder Hinterbliebenenversorgung, ohne Gesund-
heitsprüfung oder Altersbeschränkung. Zudem 
gibt es auch Leistungen z. B. bei Elternzeit oder 
Krankengeldbezug. So etwas gibt es am „freien 
Markt“ gar nicht, so etwas kann nur ein Tarifver-
trag. Ein weiterer Vorteil: Die VBL muss und darf 
keine Gewinne machen, muss auch keine Steu-
ern zahlen und hat verglichen mit Privatversiche-
rungen sehr niedrige Verwaltungskosten. 
 
Was kostet die VBL? 
Obwohl am Ende alle die gleiche Rente bekom-
men, müssen Arbeitgeber und Beschäftigte je 
nachdem, in welcher ZVK sie versichert sind, un-
terschiedlich hohe finanzielle Belastungen tra-
gen. Das liegt am Finanzierungssystem und am 
Steuerrecht. Manche Kassen sind umlagefinan-
ziert, d. h. die laufenden Einzahlungen („Umla-
gen“) werden für die laufenden Renten verwen-
det, andere arbeiten mit Kapitaldeckung, d. h. 
die laufenden Einzahlungen („Beiträge“) werden 
am Kapitalmarkt angelegt, um damit später die 
Renten zu finanzieren. Einige Kassen wenden 
auch ein Mischsystem an. Beiträge zur betriebli-
chen Altersversorgung werden staatlich geför-
dert (sie sind steuer- und sozialversicherungs-
frei), Umlagen nicht, d. h. auch auf die Umlagen 
des Arbeitgebers müssen vom Beschäftigten teil-
weise Steuern und Sozialbeiträge gezahlt wer-
den. 
 
Das kann jede/jeder in der Gehaltsabrechnung 
sehen: Weist sie ein „Steuerbrutto“ und ein „So-
zialversicherungsbrutto“ aus, das höher als das 
Tabellenentgelt ist, dann liegt das an Umlagezah-
lungen des Arbeitgebers zur ZVK. In manchen 
Gehaltsabrechnungen wird das (z. B. als „Hinzu-
rechnung“ oder „Steuer aus ZV“) auch ausdrück- 
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lich ausgewiesen. Sind „Steuerbrutto“ und 
„SV-Brutto“ hingegen niedriger als Tabellen-
entgelt, dann können steuerfreie Arbeitneh-
merbeiträge zur ZVK der Grund sein. Der ge-
naue Aufbau der Gehaltsabrechnungen unter-
scheidet sich von Arbeitgeber zu Arbeitgeber, 
die Arbeitnehmerbeiträge oder -umlagen 
selbst sind aber stets auf der Gehaltsabrech-
nung als Abzug ausgewiesen.  
 
Die VBL West ist die „teuerste“ aller Zusatzver-
sorgungskassen, weil aus den Umlagen beson-
ders viele „Altlasten“ mit finanziert werden 
müssen, u. a. die Verkleinerung der Bundes-
wehr und weiterer Personalabbau bei Bund 
und Ländern. Die VBL Ost muss keine Altlasten 
finanzieren. Sie hat mit zwei Prozent den 
höchsten Arbeitnehmerbeitrag aller ZVKen, 
der ist aber steuerfrei, weil kapitalgedeckt. Un-
ter dem Strich ist die monatliche Belastung für 
die Beschäftigten während der aktiven Zeit im 
Osten deutliche niedriger als im Westen:  
 

 
Dafür ist die VBL-Rente im Osten im Alter voll 
steuerpflichtig, im Westen nur teilweise, und 
die gesetzliche Rente fällt im Osten durch die 
Sozialversicherungsfreiheit der VBL-Beiträge 
auch etwas niedriger aus. Die Unterschiede lie-
gen nicht am Tarifvertrag, sondern am Steuer- 
und Beitragsrecht. 
 
 
 

 

Bleibt die VBL finanzierbar? 
Mit der Einführung der Betriebsrente nach dem 
Versorgungspunktemodell wurde 2001 ein groß-
zügiges, aber auch in sich ungerechtes System 
beendet. Die Ansprüche aus dem alten System 
wurden auf den Stand von Ende 2001 in Euro 
und Cent ausgerechnet und (abgesehen von evtl. 
zuteilungsfähigen Bonuspunkten) eingefroren. Es 
wäre unehrlich zu leugnen, dass das Einfrieren 
der alten Ansprüche auch eine Leistungskürzung 
darstellt. Damals ging es darum, eine drohende 
Verdoppelung der Umlage in der VBL West auf 
rd. 15 Prozent (die hälftig von den Arbeitnehme-
rinnen/Arbeitnehmern zu tragen gewesen wäre) 
abzuwenden, um das System insgesamt zu erhal-
ten. Aktuelle Prognosen der VBL zeigen: Durch 
die Einschnitte, die ihre Wirkung im Laufe der 
nächsten 10 bis 20 Jahre entfalten, kann der Um-
lagesatz in der VBL West trotz der steigenden 
Zahl von Rentnerinnen/Rentnern (Stichworte 
Personalabbau, Überalterung des öffentlichen 
Dienstes) stabil bleiben. Vergleichbare Berech-
nungen haben die kommunalen Kassen zwar zu-
gesagt, aber bisher noch nicht vorgelegt.  
 
 
 
 
 

VBL West VBL Ost 
Tabellenent-
gelt/Monat E9 St. 5 TV-L  E9 St. 5 TV-L 

Tabellenent-
gelt/Monat 

Arbeitneh-
meranteil 
Umlage:    
1,41 % 

50,21 € 71,22 € 

Arbeitneh-
merbeitrag:   
2 % 

Steuer und 
SV aus Ar-
beitgeberum-
lage* 

37,42 € -31,79 € 

Steuer- und 
SV-Ersparnis* 

Arbeitneh-
mer-“Kosten“ 
VBL 

87,63 € 39,43 € 
Arbeitneh-
mer-“Kosten“ 
VBL 

*Lohnsteuerklasse I, keine Kinder, gesetzlich krankenversichert 

Nettowerte: Bezügerechner des Bundesversorgungsamtes 

 

www.vbl.de 
Internetportal der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder 
 
www.aka.de 
unter „unsere Mitgliedskassen“ sind alle kommu-
nalen und kirchlichen Zusatzversorgungskassen zu 
finden 
 

Weitere Infos zur Zusatzversorgung: 
 



Beitrittserklärung
Hiermit  trete  ich der  Gewerkschaft  der  Pol ize i
be i ,  deren Satzung ich anerkenne.

Passfoto

Bitte ausfüllen und anschließend unterschrieben an den Landesbezirk oder die entsprechende Untergliederung senden!

Ich ermächtige die Gewerkschaft der Polizei (GdP) die im Zusammenhang mit 
der Mitgliedschaft stehenden Daten für Zwecke meiner allgemeinen Betreuung, 
der Erbringung von GdP-Leistungen und aller im Zusammenhang mit meiner 
Mitgliedschaft stehenden Aufgaben, insbesondere der Mitgliederbestandsverwaltung, 
der Mitgliederinformation, meiner Interessenvertretung sowie des Beitragseinzuges 
im erforderlichen Umfang an Dritte und von der GdP für diese Zwecke eingebundene 
Dienstleister weiterzugeben. Zu diesen Dritten und Dienstleistern zählen insbesondere 
Banken, Versicherungen, Veranstaltungsorganisationen, Fortbildungseinrichtungen, 
der Buch- und Zeitschriftenvertrieb der GdP (VDP GmbH) sowie die Organisations- und 
Service-Gesellschaft der GdP (OSG GmbH). Der Nutzung der Daten zu Werbezwecken 
durch die GdP kann ich jederzeit widersprechen. Ergänzend gelten die Regelungen des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) in der jeweiligen Fassung.

LB Mitgliedsnummer 

Landesbezirk

Name/Vorname

geburtsdatum

Strasse und hausnummer

Postleitzahl/Ort

Bundesland

bankverbindung

Bankleitzahl

Kontonummer

Gewerkschaftsbeitritt/Kreisgruppe

Eintritt Polizeidienst

Kurs an der FH/Polizeischule

Bei:  Schupo/Kripo/Verw./Bepo/Wasserschutz/Etc. 

Besoldungs-, Vergütungs-, Lohn-, Entgeltgruppe

Ort	D atum	U nterschrift

Ort	D atum	U nterschrift

Einzugsermächt igung:
Hiermit ermächtige ich die Gewerkschaft der Polizei widerruflich, die von mir zu entrichtenden Beiträge 
bei Fälligkeit (1. Februar, 1. Mai, 1. August, 1. November) durch Lastschrift von meinem Konto einzuziehen. 
SEPA-Lastschriftmandat: 
Ich ermächtige die Gewerkschaft der Polizei, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuzie-
hen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der GdP auf mein Konto gezogenen Lastschriften 
einzulösen. 
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des 
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Abbuchung ab:

E-Mail Dienstlich:Privat:

Telefax Dienstlich:Privat:

Mobiltelefon Dienstlich:Privat:

Telefon Dienstlich:Privat:

Bisherige Mitgliedschaft
in anderen Gewerkschaften von/bis:

Aufgenommen durch:

Mitgliedsnummer Werber

Name

Anrede Herr Frau Titel

Status Beamte(r) beschäftigte(r)   [Angestellte(R), Arbeiter(in)]

Teilzeit Nein Ja Std/woche



GdP-Leistungen� (Stand: April 2014)

Die Risiken eines 

verantwortungsvollen 

Berufes und 

unserer modernen,  

technisierten Umwelt 

kann niemand allein 

tragen. 

Die Gewerkschaft der 

Polizei bietet ihren 

Mitgliedern deshalb 

Leistungen an, die 

entweder durch den 

GdP-Mitgliedsbeitrag 

abgegolten sind 

oder durch beson-

dere Gruppen- bzw. 

Rahmenverträge zu 

besonders günstigen 

Konditionen 

angeboten werden.

www.gdp.de

Attraktive Zusatzleistungen
a)	 Advocard-Rechtsschutzversicherung AG  

(über die Organisations- und Service-Gesellschaft der Gewerkschaft der Polizei mbH – OSG –)
	 •  �Verkehrs-Rechtsschutzversicherung, optimaler, zeitgemäßer Schutz für Eigentümer, Halter und 

Insassen von Fahrzeugen. Bei einer Deckungssumme von 1.000.000,– € je Schadenereignis und 
zusätzlich für die darlehnsweise Bereitstellung von Strafkautionen bis zu 200.000,– € beträgt der 
Jahresbeitrag (ohne Selbstbeteiligung im Schadenfall) Single-Tarif 61,90 € / Familien / Partner Tarif 
82,20 €. Ergänzend hierzu den günstigen Privat- und Wohnungs-Rechtsschutz zum Jahresbeitrag 
von 175,– € bei unbegrenzter Deckung.

b)	 bei der PVAG Polizeiversicherungs-AG
	 •  Erhöhung der im Mitgliedsbeitrag enthaltenen Unfall-Versicherung
	 •  Hausratversicherung mit Haushaltglasversicherung
	 •  Wohngebäudeversicherung zum gleitenden Neuwert
	 •  �Haftpflichtversicherungen: Privat-Haftpflicht, Tierhalter-Haftpflicht,  

Bauherren-Haftpflicht, Haus- und Grundbesitzer-Haftpflicht
	 •  Reisegepäckversicherung 

c)	 GdP DKB VISA Card  
(Online Beantragung über www.gdp.de/kreditkarte)

	 •  �kostenlose GdP DKB Visa Card plus Partnerkarte
	 •  �keine Kontoführungsgebühr für das erforderliche Internet Konto
	 •  �kostenlose Barabhebungen mit der GdP DKB VISA Card
	 •  �Verzinsung des Guthabens auf dem Online Konto
	 •  �kostenlose ec(Maestro)-Karte

Gewerkschaft der Polizei - Bundesvorstand
Forststraße 3a
40721 Hilden
Telefon 0211 7104-0

Stromstraße 4
10555 Berlin
Telefon 030 399921-0
gdp-bund-berlin@gdp.de

Leistungen, die im GdP-Beitrag enthalten sind
E	 Rechtsschutz – nach der Rechtsschutzordnung der GdP –.
E	 Sterbegeldbeihilfe in Höhe von bis zu 410,– €, die beim Tod des Mitglieds sowie seines Ehegatten 

gewährt wird. 
E	 GdP-Unfallversicherung
	 Durch die Mitgliedschaft in der Gewerkschaft der Polizei ist jedes Mitglied auch gegen Unfall versi-

chert. Dem Unfallversicherungsvertrag liegt die jeweils gültige Fassung der Allgemeinen Bedingungen 
für die Gruppen-Unfallversicherung, den Besonderen und Zusatz-Bedingungen der SIGNAL IDUNA (AB 
GUV) zugrunde. Der Versicherungsschutz erstreckt sich innerhalb und außerhalb des Dienstes weltweit 
mit folgenden Summen:

		  3.000,– € 	 für den Unfalltod 
		  4.000,– € 	 für den Invaliditätsfall mit Progression 250 % (Vollinvalidität 10.000,– €)
		  9.000,– € 	 bei gewaltsamem Tod im Dienst durch eine vorsätzliche Straftat eines Dritten 
		  5.000,– € 	 Bergungskosten 
		  5.000,– € 	 kosmetische Operationen 
		  500,– € 	 Kurkosten/Rehakosten.
E	 Diensthaftpflicht-Regressversicherung mit folgenden Deckungssummen: 

	 3.000.000,– €	 pauschal für Personen- und Sachschäden,  
	 50.000,– €	 Vermögensschäden,  
	 50.000,– €	 Dienstschlüsselverlust, 
	 5.000,– €	A bhandenkommenschäden, 
	 1.100,– €	 Verlust von Verwarngeldblöcken.

	 •  �Mitversichert ist auch das außerdienstliche Führen und Besitzen von Schusswaffen und Waffen 
(Reizsprühgeräte) jedoch nur dann, wenn die dienstlichen Bestimmungen des betreffenden Landes bzw. 
des Bundes in der jeweils gültigen Fassung seitens des GdP-Mitglieds eingehalten werden.  
Abhandenkommenschäden, die im Zusammenhang mit der Auskleidung beim Ausscheiden  
aus dem Polizeidienst erkannt werden, sind nicht versichert. 

E	 Dienstfahrzeug-Regress-Haftpflichtversicherung für Regressforderungen des Dienstherrn, die 
sich aus dem Führen von Polizeifahrzeugen, Polizeibooten, Polizeihubschraubern, Polizeihunden und 
Polizeipferden ergeben, mit folgenden Deckungssummen: 
	 200.000,– € 	 für Personenschäden, 
	 100.000,– € 	 für Sachschäden 
	 100.000,– € 	 für Vermögensschäden.  
In den Landesbezirken Baden-Württemberg, Bayern und Hamburg bestehen gesonderte Verträge.

	 Beiden o. g. Haftpflichtversicherungen liegen die jeweils gültigen Fassungen der Allgemeinen 
Haftpflicht-Bedingungen (AHB), der Besonderen Bedingungen, Risikobeschreibungen und 
Erläuterungen zur Haftpflichtversicherung sowie der Allgemeinen Vertragsbestimmungen der 
SIGNAL IDUNA zugrunde.

E	 Für GdP-Mitglieder sowie deren Ehe/Lebenspartner, die einen GdP-Rentenvertrag bei der SIGNAL 
IDUNA Leben abgeschlossen haben, besteht Unfallversicherungsschutz gemäß  der jeweils gültigen 
Fassung der Allgemeinen Bedingungen für die Gruppen-Unfallversicherung, den Besonderen und 
Zusatz-Bedingungen der  SIGNAL IDUNA (AB GUV)mit folgenden Versicherungssummen:  
	 20.000,– € 	 bei gewaltsamem Unfalltod im Dienst durch eine vorsätzliche Straftat eines Dritten

		  7.000,– € 	 für den Invaliditätsfall mit Progression 250 % (Vollinvalidität 17.500,– €)
		  5.000,– € 	 Bergungskosten 
		  5.000,– € 	 kosmetische Operationen 
		  500,– € 	 Kurkosten/ Rehakosten
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